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	§ 29a AktO mit Listen 7b, 9a aktuell
	AktO 2023

	§ 29a Verfahren auf betreuungsgerichtliche Genehmigung der Unterbringung 
oder freiheitsentziehende Maßnahme
	§ 29 Betreuungs-, Unterbringungs- und betreuungsgerichtliche 
Zuweisungssachen vor den Amtsgerichten

	(1) 1Verfahren auf Genehmigung einer freiheitsentziehenden Unterbringung unter Betreuung stehender Personen (§ 1906 Abs. 2 BGB) sind aus den Betreuungsakten zu bearbeiten.
	§ 29 (1) Als Betreuungs-, Unterbringungs- und betreuungsgerichtliche Zuweisungssachen sind zu registrieren:
1. unter dem Registerzeichen „XVII“:
a)	Betreuungsverfahren nach § 271 Nummer 1 FamFG, § 1814 Absatz 1 BGB,
b)	Verfahren auf Genehmigung folgender Handlungen und Erklärungen eines Bevollmächtigten:
aa)	Einwilligung, Nichteinwilligung oder Widerruf der Einwilligung in ärztliche Maßnahmen nach § 271 Nummer 3 FamFG, § 1829 Absatz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 5 BGB,
bb)	freiheitsentziehende Unterbringung nach § 312 Nummer 1 FamFG, § 1831 Ab-satz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 5 BGB,

	2Das Gleiche gilt für freiheitsentziehende Maßnahmen gemäß § 312 Nr. 2 FamFG (§ 1906 Abs. 4 BGB).
	cc)	freiheitsentziehende Maßnahmen nach § 312 Nummer 2 FamFG, § 1831 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 5 BGB,
dd)	Einwilligung in ärztliche Zwangsmaßnahmen nach § 312 Nummer 3 FamFG, § 1832 Absatz 1, 2 und 4 in Verbindung mit Absatz 5 BGB,
§ 29 (2) 1In einem bei dem Gericht anhängigen Betreuungsverfahren sind nicht neu zu registrieren:
1.	Anregungen auf betreuungsgerichtliche Genehmigungen von Erklärungen und Handlungen des Betreuers, auch nach § 340 Nummer 3 FamFG ,…

	(2) 1Unterbringungsverfahren werden nach Maßgabe der Liste 9a erfasst.
	§ 29 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …

	2Verfahren, in denen eine Unterbringungsmaßnahme nach § 312 Nrn. 1 und 2 FamFG genehmigt worden ist, sind bei den nach Liste 7b erfassten Daten besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	3Die betreffenden Akten sind ebenfalls 

besonders zu kennzeichnen.
	§ 29 (4) 1Akten, in denen eine freiheitsentziehende Unterbringung, freiheitsentziehende Maßnahme oder ärztliche Zwangsmaßnahme genehmigt oder angeordnet worden ist, sind auf ihrem Umschlag besonders zu kennzeichnen. 

	(3) 1Die verfügten Fristen zur Überwachung der Dauer und der Überprüfung der Unterbringung und Unterbringungsmaßnahme sind bei den nach Liste 2 erfassten Daten besonders kenntlich zu machen.
	§ 29 (4) 2Der jeweils nächste Prüfungstermin ist an deutlich sichtbarer Stelle zu vermerken. 3§ 3 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 4Die Fristen sind gesondert nach § 6 Absatz 3 zu vermerken.
§ 6 (3) 1Bei jedem Gericht und jeder Staatsanwaltschaft sind gesonderte Listen der Personen, gegen die eine Haft, Freiheitsentziehung oder Unterbringung vollzogen wird, zu führen. 2Hierbei sind das Aktenzeichen, der Name und Vorname der Person, der Beginn und das Ende der Maßnahme sowie besondere Fristen zu vermerken. 3Die besonderen Fristen ergeben sich aus den nachfolgenden Bestimmungen. 4Die Listen müssen nach den in Satz 2 genannten Daten abrufbar sein.

	2Ist der Zeitraum, für den die Unterbringung und Unterbringungsmaßnahme genehmigt ist, abgelaufen und kein Antrag gestellt worden oder wird die bzw. der Untergebrachte entlassen, sind die Akten der Richterin bzw. dem Richter vorzulegen.
	Geschäftsordnungsvorschriften

	3In den Fällen der §§ 313 Abs. 3, 314 FamFG obliegt die Fristenkontrolle dem Gericht, in dessen Bezirk die betroffene Person untergebracht ist.
	§ 313 Absatz 3, § 314 FamFG

	(4) 1Verfahren über einstweilige Anordnungen sind aus den angelegten Akten oder einem Beiheft zu bearbeiten.
	§ 29 (2) 1In einem bei dem Gericht anhängigen Betreuungsverfahren sind nicht neu zu registrieren:
1.	Anregungen auf betreuungsgerichtliche Genehmigungen von Erklärungen und Handlungen des Betreuers, auch nach § 340 Nummer 3 FamFG,
2.	vorläufige und einstweilige Maßregeln sowie einstweilige Anordnungen,
3.	andere Entscheidungen, zum Beispiel Entlassung des Betreuers oder Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts.

	
	

	Liste 7b (§§ 29 Abs. 1, 29a Abs. 2)
	

	Betreuungs- und Unterbringungssachen XVII
	

	Zu erfassen sind:
	§ 29 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1. Laufende Nummer
	1.	Aktenzeichen,

	
	2.	Datum des Eingangs,

	2. Familienname, Vorname und Wohnort der oder des Betroffenen
	3.	Vor- und Familienname oder Bezeichnung der Beteiligten sowie deren Anschrift: 
a)	Betroffener, Geburtsdatum und Geburtsname,
b)	weiterer Beteiligter, zum Beispiel Betreuer, Bevollmächtigter, Pfleger, Vertreter oder Antragsteller,

	3. Geburtstag der Betroffenen
	

	4. a)	Verfahren zur Bestellung einer Betreuung mit Rechnungslegung (§§ 1908i, 1840 BGB)
b)	Verfahren zur Bestellung einer sonstigen Betreuung
c)	Verfahren zur betreuungsgerichtlichen Genehmigung von Handlungen außerhalb eines Betreuungsverfahrens
d)	Verfahren auf betreuungsgerichtliche Genehmigung einer Unterbringung oder unterbringungsähnlichen Maßnahme oder Anordnung einer Unterbringung oder unterbringungsähnlichen Maßnahme außerhalb eines anhängigen Betreuungsverfahrens
	4.	in Betreuungs- und Pflegschaftssachen: Pflicht zur Rechnungslegung

	
	5.	Datum der Erledigung,

	5. Bemerkungen
	7.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib, weitere Verfahren.

	6. Datum der Aktenweglegung
	6.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	Erläuterungen:
	

	1.	Die Verfahren müssen anhand der Angaben zu 4 a) bis 4 d) getrennt auszählbar sein. 
	Statistik



	Anträge auf Erlass einer einstweiligen Anordnung nach den §§ 49, 51 FamFG, ohne dass ein Hauptverfahren bereits anhängig ist, sind als Verfahren im Sinne der Nr. 4 a) bis 4 d) zu erfassen.
	

	2.	Vorläufige Betreuungen sind wie Betreuungen zu behandeln; sie sind besonders kenntlich zu machen. 
	Statistik

	Für jede oder jeden Betroffenen wird nur ein Verfahren bei den Nummern 4 a) oder 4 b) registriert.
	Statistik

	3.	Folgt einem einstweiligen Anordnungsverfahren ein Hauptverfahren nach, wird das Hauptverfahren unter dem Aktenzeichen des einstweiligen Anordnungsverfahrens fortgeführt. 
	§ 29 (2) 1In einem bei dem Gericht anhängigen Betreuungsverfahren sind nicht neu zu registrieren:
1.	Anregungen auf betreuungsgerichtliche Genehmigungen von Erklärungen und Handlungen des Betreuers, auch nach § 340 Nummer 3 FamFG,
2.	vorläufige und einstweilige Maßregeln sowie einstweilige Anordnungen,
3.	andere Entscheidungen, zum Beispiel Entlassung des Betreuers oder Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts

	4.	Einstweilige Anordnungsverfahren für eine oder einen Betroffenen, für den unter 4 a) oder 4 b) bereits ein Verfahren registriert ist, werden unter dem bereits registrierten Aktenzeichen geführt. 
	§ 29 (2) 2Ein Hauptverfahren, dem ein einstweiliges Anordnungsverfahren vorausgegangen ist, zum Beispiel Bestellung eines vorläufigen Betreuers oder Genehmigung einer vorläufigen Maßnahme, wird unter dem Aktenzeichen des einstweiligen Anordnungsverfahrens fortgeführt.

	§ 29 Abs. 2 ist zu beachten.
	§ 29 (2) 1In einem bei dem Gericht anhängigen Betreuungsverfahren sind nicht neu zu registrieren:
1.	Anregungen auf betreuungsgerichtliche Genehmigungen von Erklärungen und Handlungen des Betreuers, auch nach § 340 Nummer 3 FamFG,
2.	vorläufige und einstweilige Maßregeln sowie einstweilige Anordnungen,
3.	andere Entscheidungen, zum Beispiel Entlassung des Betreuers oder Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts
2Ein Hauptverfahren, dem ein einstweiliges Anordnungsverfahren vorausgegangen ist, zum Beispiel Bestellung eines vorläufigen Betreuers oder Genehmigung einer vorläufigen Maßnahme, wird unter dem Aktenzeichen des einstweiligen Anordnungsverfahrens fortgeführt. 3Anträge eines Bevollmächtigten auf Genehmigung einer Unterbringungsmaßnahme sind nicht neu zu registrieren, wenn über dieselbe Person eine Unterbringungssache anhängig ist. 4Abweichend von Satz 3 können Anträge gegen dieselbe Person bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung neu registriert werden. 5Trotz Neuregistrierung nach Satz 4 kann auf das Anlegen von weiteren Papierakten für dieselbe Person verzichtet werden.

	5.	Die Bestellung eines Verfahrenspflegers ist nicht besonders zu erfassen.
	Statistik

	6.	Angelegenheiten, in denen betreuungsgerichtliche Genehmigungen außerhalb eines anhängigen Betreuungsverfahrens zu erteilen sind, sind unter Nr. 4 c) zu erfassen. 
	§ 29 (1) Als Betreuungs-, Unterbringungs- und betreuungsgerichtliche Zuweisungssachen sind zu registrieren:
1.	unter dem Registerzeichen „XVII“ …
b)	Verfahren auf Genehmigung folgender Handlungen und Erklärungen eines Bevollmächtigten:
aa)	Einwilligung, Nichteinwilligung oder Widerruf der Einwilligung in ärztliche Maßnahmen nach § 271 Nummer 3 FamFG, § 1829 Absatz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 5 BGB,
bb)	freiheitsentziehende Unterbringung nach § 312 Nummer 1 FamFG, § 1831 Absatz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 5 BGB,
cc)	freiheitsentziehende Maßnahmen nach § 312 Nummer 2 FamFG, § 1831 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 5 BGB,
dd)	Einwilligung in ärztliche Zwangsmaßnahmen nach § 312 Nummer 3 FamFG, § 1832 Absatz 1, 2 und 4 in Verbindung mit Absatz 5 BGB,…

	


Hierzu gehören z. B. Genehmigungen ärztlicher Maßnahmen nach § 1904 Abs. 2 BGB. 
	

	Betreuungsgerichtliche Genehmigungsverfahren innerhalb eines unter Nr. 4 a) oder 4 b) bereits registrierten Verfahrens werden nicht gesondert erfasst, sondern aus den vorhandenen Akten bearbeitet.
	§ 29 (2) 1In einem bei dem Gericht anhängigen Betreuungsverfahren sind nicht neu zu registrieren:
1.	Anregungen auf betreuungsgerichtliche Genehmigungen von Erklärungen und Handlungen des Betreuers, auch nach § 340 Nummer 3 FamFG, 
2.	vorläufige und einstweilige Maßregeln sowie einstweilige Anordnungen,
3.	andere Entscheidungen, zum Beispiel Entlassung des Betreuers oder Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts.

	7.	Unter Nummer 4 d) sind nur Verfahren zu erfassen, wenn für die Betroffene oder den Betroffenen bei dem Gericht kein Verfahren unter Nr. 4 a) oder 4 b) registriert ist oder gleichzeitig registriert wird.
	§ 29 (2) 1In einem bei dem Gericht anhängigen Betreuungsverfahren sind nicht neu zu registrieren:
1.	Anregungen auf betreuungsgerichtliche Genehmigungen von Erklärungen und Handlungen des Betreuers, auch nach § 340 Nummer 3 FamFG,
2.	vorläufige und einstweilige Maßregeln sowie einstweilige Anordnungen,
3.	andere Entscheidungen, zum Beispiel Entlassung des Betreuers oder Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts.
2Ein Hauptverfahren, dem ein einstweiliges Anordnungsverfahren vorausgegangen ist, zum Beispiel Bestellung eines vorläufigen Betreuers oder Genehmigung einer vorläufigen Maßnahme, wird unter dem Aktenzeichen des einstweiligen Anordnungsverfahrens fortgeführt.

	Unter dieser Position wird auch die Genehmigung einer freiheitsentziehenden Unterbringung von Personen erfasst, die einem Dritten hierzu bevollmächtigt haben (§ 312 Nr. 1 zweite Alternative FamFG, § 1906 Abs. 5 BGB).
	

	8.	Geht ein Verfahren nach Nummer 4 c) oder 4 d) in eine Betreuung über, so ist das Betreuungsverfahren neu zu erfassen.
	§ 29 (2) 4Abweichend von Satz 3 können Anträge gegen dieselbe Person bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung neu registriert werden.

	9.	Bei der Beendigung von Betreuungen ist der Name der betreuten Person besonders zu kennzeichnen.
	Statistische Regelung für Papierakten

	
	

	Liste 9a (§ 29a Absatz 2)
	

	Verfahren auf betreuungsgerichtliche Genehmigung zur Unterbringung oder Anordnung der Unterbringung
	

	Zu erfassen sind:
	§ 29 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1.	Aktenzeichen
	1.	Aktenzeichen,

	2.	Eingang der ersten Schrift
	2.	Datum des Eingangs,

	
	3.	Vor- und Familienname oder Bezeichnung der Beteiligten sowie deren Anschrift: 
a)	Betroffener, Geburtsdatum und -name,
b)	weiterer Beteiligter, zum Beispiel Betreuer, Bevollmächtigter, Pfleger, Vertreter oder Antragsteller,

	3.	Verfahren nach § 312 Nr. 1, 2 FamFG
	Statistik

	4.	Anordnung nach §§ 1908i Abs. 1 Satz 1, 1846 BGB
	Statistik

	
	5.	Datum der Erledigung,

	
	6.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	
	7.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib oder weitere Verfahren.

	Erläuterungen:
	

	1.	1Zu erfassen ist auch die Anordnung einer vorläufigen Unterbringung (§§ 331, 332 FamFG).
	Statistik

	2Die erste endgültige Unterbringung nach vorangegangener vorläufiger Unterbringung ist nicht neu zu erfassen.
	Statistik

	2.	Verfahren auf Verlängerung einer Unterbringungsmaßnahme (§ 329 Abs. 2 FGG) sind bei dem unter 1. erfassten Aktenzeichen besonders kenntlich zu machen.
	Statistik
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